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Umbauder WienerSteuern auf BodenundHäuser .
In der letzten Sitzungdes sozialdemokratischenGemeinde¬

ratsklubs erstattete der FinanzreferentDr .DannebergeinenBericht ,dem
die " Rathauskorrespondenz "folgende Ausführungen entnimmt :

DieWienerGemeindeverwaltungist seit langembestrebt ,
die Steuergesetzeden wirtschaftlichen Tatsachenjeweils anzupassen .Sie
hatdaher ,alsdieEntwicklungderEinnahmenderGemeindeaufdemHöhe¬
punktwar ,imJahre1929eineReihevonSteuerermässigungenin Krafttre¬
ten lassen und hat auch im Frühjahr 1931 Steuerermässigungenvorgenommen.
InfolgederstarkenSenkungderGemeindeeinnahmenimJahre1931 ,dieeine
Folge der Veränderungder Abgabenteilungund der verstärktenWirtschafts¬
krise war ,sah sich die Gemeindegezwungen ,amEndedes Jahres 1931zur
SicherungderBautätigkeitdie Wohnbausteuerzuerhöhen .DieFortdauer
derWirtschaftskrisehat seitherdie rückläufigeBewegungderEinnahmen
beschleunigt ,währendzugleichdie Verpflichtungender Gemeindeaufdem
GebietederFürsorgeanwachsen.Nichtsdestowenigerist es derGemeindege¬
lungen ,auchfür das Jahr 1933einen ausgeglichenenVoranschlagzuerstel¬
len .Durchdie bekanntenMassnahmenderBundesregierungist dasGleichge¬wiahtgestörtwordenundeinsehrerheblicherFehlbetragentstanden,um
dessenBeseitigungnunmehrdie Gemeindebemühtist .

Esist selbstverständlich ,dassunter solchenUmständen
Begehren umdie Herabsetzung oder Abschaffung von Gemeindesteuernuner¬

füllbar sind ,wennnichtaufderanderenSeiteneueEinnahmemöglichkeiten
eröffnetwerdenkönnen.IndemGesamtkomplexderBesteuerungvonGrundund
Boden ,sowievonHäusernsamtWohnungenundGeschäftslokalenergibtsich
nundieMöglichkeit,einigenWünschennachSteuerbefreiungenundHerab¬
setzungenRechnungzu tragen unddenso entstehendenEntgangdurchSteuer¬
erhöhungenhereinzubringen.

DerMagistrat hat einen Gesetzentwurfausgearbeitet ,der
heutedenKammernundderBundesregierungübermitteltwordenist . Erbringt
AenderungenaufdemGebietederWohnbausteuer,derbeidenBodenwertabgaben
undderZuschlägezudenImmohiliargebührendesBundes.

DieBodenwertabgabevonverbautenLiegenschaftenist im
Jahre1929eingeführtwordenundbetrifft ,ohnedasseineUeberwälzung
aufdie Mietergestattet ist ,die Liegenschaften,die imJahre1914einen
Bodenwertvon mindestens300 Goldkronenfür den Quadratmeterbesassen .
DieAbgabebetrugbisherbei einemBodenwertvon300bis 600Goldkronen
1 Groschen ,bei einemBodenwertvon 600 bis 900Kronen2 Groschenund
bei einemBodenwertvon mehrals 900 Kronen3 Groschen .für jedeKrone
derMietzinssummedesHausesnachdemStandevom1 .August1914. Danach
sind . 383WienerHäuserdieser Abgabeunterworfen .DieSteuerwurdezu
einer Zeit eingeführt ,als der gesetzliche Mietzins neu geregelt wurde

unddie erste Stufe ,nämlichden2ooofachenFriedenszinserreicht hat .Seit¬
hersindzweimalErhöhungendergesetzlichenMietzinseerfolgt .Ueberdies
wächst von Jahr zu Jahr die Anzahlder Wohnungen ,die ihre Mieterwechseln
und für die der Hauseigentümer von demRechte Gebrauch machenkann ,einen
Zuschlagin der Höhedes 2oo0fachenFriedenszinses zu verlangen .DieEin¬
nahmender Hauseigentümersind daherbeträchtlich gestiegenundesist
eine Hausrente entstanden ,die mit Recht Gegenstand der Besteuerung sein
kenn .Der Entwurf schlägt daher vor ,schon Häuser mit einem Bodenwertvon
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bis 300 Kronen für den Quadratmeter mit einer Steuer von 2 Groschen zu

belegen ,HäusermiteinemBodenwertvon300bis 600KronenmiteinerSteu¬
er von 3 Groschen ,von 600 bis 900 Kronen mit einer Steuer von hGro¬
schen und über 900 Kronen mit einer Steuer von 5Groschen . Da¬
nach würdenetwa 11 . 600WienerHäuserneu dieser Abgabeunterworfenwer¬
den ,derenJahresertrag bisher ' 4MillionenSchilling warundnachder
neuenVorlageauf etwa8 MillionenSchilling gesteigert werdenkann .Die
Steuererhöhung ,die vondemGedankender BosteuerungdesMietzinsertrages
ausgeht ,soll aufHäuser ,dieausschliesalichvomEigentümerbenütztwerden,
alsokeinenZinsertragabwerfen,keineAnwendungfinden .DieBestimmungen
desgeltendenGesetzesüberAbschlägevonderBodenwertabgabebeivoller
Inanspruchnahme des Mietzinses für Instandhaltungszwecke sollen aufrecht

bleibenundfindenimEntwurfnocheineErgänzungzugunstendesHausbe¬
sitzers imFalle venLeerstehungen.

Der Mehrertragder BodenwertabgabevomverbautenGrunde
soll vorallemzueinerEntlastungderGeschäftslokaleundBetriebs¬
stättenbeiderWohnbausteuerverwendetwerden.DerGesetzentwurfsichtvor,
dassdieseit . Februar1932eingeführtenZuschlägezurWohnbausteuerbei
Geschäftslokalen ,Fabriken etc .auf die Hälfte verringert werden .Ueberdies
wird die Frage der Leerstchungen neu geregelt . Essoll nicht nur die gänz - ¬
liche ,sondernunter Umständenaucheine toilweiseLeerstehungeigenbe¬
nützterGeschäftslokaleundFabriksobjektezur Befreiungderleerstehen¬
den Lokalitäten von der Wohnbausteuerführen ,wennzumBeispiel einganzes
Geschossoder ein Fabrikstrakt durcheine dauerndeBetriebseinschränkung
ausserVerwendungkommt.DieBefreiungsoll auchdannwirksamwerden ,wenn
die zumBetrieb notwendigeEinrichtungin den Lokalitäten verbleibt ,damit
die Wiederaufnahmedes Betriebesnicht erschwertwird .FürSaallokalitä¬
ten ,die imallgemeinenleer undunbenütztsind ,soll die Benützungfür
einzelne Tageim Jahr dadurcherleichtert werden ,dass einetagweise
VorschreibungderWohnbausteuermöglichgemachtwird .

Eine stark umstrittene Frage warbisher dieBemessungs¬
grundlage für dio Wohnbausteuer .Andembisherigen Zustand ,dass derFrie - ¬
denszinsvomJahre 1914die Bemessungsgrundlagebildet ,soll nichtsge¬
ändert werden .Die beliebige Ueberprüfung der Bemessungsgrundlage ,die
einmal ordnungsgemäss festgestellt und anerkannt wurde ,soll auch in Zu¬
kunftnichtmöglichsein,eswäredenn ,dassdie Voraussetzungenfürdie
Wiederaufnahmedes Verfahrensgegebensind ,oder solche Veränderungenam
Mietgegenstand vor sich gegangen sind ,dass eine Neubemessunggerecht - ¬
fertigt ist . Eshat sich aber herausgestellt ,dass Häuser ,die erst um
Jahre 1913und in den ersten Kriegsjahrenfertiggewordensind ,keinen
austarierten Friedenszins für die Geschäftslokale haben ,sondern dass

vielfach aus irgendeinem Grundseinerzeit bewilligte Zufallsmietzinse
die Bemessungsgrundlage bilden .Für diese Fälle - es handelt sich um

einige hundert Häuser- soll durch die Novelledie Möglichkeitgeschaffen
werden ,ein Verfahrenzur Neufeststellungder Bemessungsgrundlageeinzulei¬
ten ,sofernedie bisherigeBemessungsgrundlageummindestenseinDrittel
vonderortsüblichenabweicht.

Rechtfertigenes die wirtschaftlichenTatsachen ,dass
leerstehendegrosseObjekte ,für die eine Verwendungsmöglichkeitnicht332
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gegebenist ,eine Steuerentlastungerfahren ,so kannmanes umgekehrtals
überflüssigen Wohnungsaufwanddes Hauseigentümersbezeichnen ,wenner
Kleinwohnungen ,die raschvermietbarsind ,leerstehenlässt .DerEntwurf
sicht dahervor ,dass Wohnungenmit einemFriedenszinsbis zu 1200Kronen
statt der normalengeringfügigenWohnbausteuer eine solchevon28Prozent
des Friedensmietzinses ,in Goldgerechnet ,zahlen sollen ,wennsie biszum
Erstendesauf die RäumungzweitfolgendenMonatesnicht vermietetwerden.
DerHauseigentümerkannsich dieser Steuer dadurchentziehen ,dass erdie
WohnungdemWohnungsamtder Gemeindezur Vermietungüberlässt .Imübrigen
enthältderEntwurfeineReihevonKlarstellungenundErgänzungenzuden
bisherigengesetzlichenBestimmungen.

Die Bodenwertabgabevon unverbautenGrundflächenist von
allen Seiten als reformbedürftigerkannt worden .Die Novellebringteine
ganzeReihevonAenderungen.Haushöfesollen überhauptundHausgärten
bis zu einem Ausmassvon 500 Quadratmeternvon der Abgabebefreit werden .
DieBestimmungenüber die Befreiungwegenlandwirtschaftlicherodergärt¬
nerischerNutzungwerdengenauerumschrieben .EinesolcheBefreiungsoll
in Zukunftnur dannmöglichsein ,wennjemandeine Grundflächehaupt¬
beruflich als LandwirtoderGärtnerdauerndnutzt .Nurbei Weingärtensoll
die Befreiungauchohnediese Vorausetzunggewährtwerden. BeiSchreber¬
gärtensoll dieBefreiungnichtmehrandasAusmassvon100Quadratmotern
gebundensein . Aberdie Begünstigungsoll nurfür jeneKleingärtenger
währtwerden ,die entwederimKleingartengebietliegen oderalsprovisori¬
acheKleingartenanlagengenehmigtsind .BeiBestellungeinesBarechtesan
Gründendes Bundesoder der Gemeindewirdeine Befreiungauchfür dieder
Baurechtsbestellung vorangehende Zeit der Verpachtung möglichsein,wenn
diese Verpachtung nur einen Uebergang darstellt und unter Zusicherung eines

Baurechteserfolgte .DieseBestimmungwirktsichzugunstenderSiedlungs-¬
genossenschaftenaus .In die Baugewerbe ,für die dasbisherigeGesetzdie
halbeBefreiungvorsicht ,werdeneinige verwandteGewerbeeinbezogen .Um
die AusübungdesKörpersportszufördern ,wirddie BefreiungvonGrund¬
flächen ,die als Kinderspielplätze oder Sportplätze Verwendungfinden ,
unter gewissenVoraussetzungenermöglicht .Die SteuerbefreiungderErho¬
lungsplätze,SpielplätzeundGärtenvonKrankenanstalten,Schul -undErzie¬
hungsanstaltenmachtder Entwurfebenfallsmöglich ,sowoites sichum
solcheAnstaltenhandelt ,dieausdemTitelderGemeinnützigkeitvonder
EntrichtungderWohnbausteuerbefreitsind .ImübrigensolldieBodenwert-¬
abgabein derbisherigenHöhebestehenbleiben .DerEntwurfregeltnoch
eineReihevonRechtsfragen .

Der vierte Teil des Entwurfes sicht eineVerdoppelung
derGemeindezuschlägezudenImmobiliargebührendesBundesvor .Bekanntlich
darf die Wortzuwachsabgabebei Zwangsversteigerungennicht auf denEr¬
steherüberwälztwerden ,sonderntrifft nurdenfrüherenEigentümer,so
dass die Steuer tatsächlich in diesen Fällen in aller Regeluneinbringlich
ist .Umhiefür wenigstens einen teilweisen Ersatz zu finden ,der auchzur
Deckungder infolge der mannigfachenErleichterungenauf denobener¬
wähnten Gebieten sich ergebenden Mindereinnahmenerforderlich ist ,soll
beiZwangsversteigerungeneineVerdppelungderUmlagenaufdieBundes-¬
gebührenplatzgreifon.333
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Selbstverständlichbilden die Novellenein Ganzesund
sinddaherzueinemeinzigenGesetzentwurfgestaltct .DieGemeindevermag
unter denheutigenVerhältnissennicht auf Einnahmenzu verzichten ,son¬
dern bedarf im Gegenteil grosser Einkünfte .Wennsie jedochEntlastungen
durchzuführenbereitist ,sokanndasnurgeschehen,wennderEntgang
durchneueEinnahmenunmittelbarwettgemuchtwerdenkann .Eserscheint
nurrechtundbillig ,die ProduktionzuentlastenunddafürRenteneinkommen,
das auf gesetzlichemWegetrotz der Wirtschaftskrise namhaftgesteigert
werdenkonnte ,zu belasten .DerGesetzentwurfwirdin dernächsten
SitzungderLandesregierungeingebrachtwerden.

. - . - - - ¬

Derstädtische Ehrenpreisfür dieSezession .
BekanntlichhatdieGemeindeWienfürdieFrühjahrsaus¬

stellungder SezessioneinenEhrenpreisvontausendSchillinggewidmet.
DieunterdemVorsitzdesamtsführendenStadtratesHonayzusammengetretene
Juryhat diesenEhrenpreisderStadtWiendemMalerHeinrichKrausefür
dieGesamtheitdervonihmausgestelltenWerkeverlichen.

- . - . - . - - . . - ¬
MarktverkehrinderGrossmarkthalle.
Uebermorgen,Samstag ,ist die Grossmarkthalle,Abteilung

fürFleischwaren,bis18Uhroffen .AmPfingstmontagist dieHallegeschlos-¬sen .
- . .

FreigabederHauptallee.
Der Magistrat hat anlässlich der FirmungendiepPrater

Hauptallee vom4 .bis einschliesslich 8 Juni ,und zwar täglich von 12Uhr
bis 20 Uhr ,in der StreckevomPraterstern bis zumLusthausfür durchdie
übliche Ausschmückungals FirmungswagenerkenntlicheBezinkraftfahrzeuge
mitAusnahmevonKrafträdern ,Last - undGesellschaftswagenfreigegeben ;

. - - - - - - -
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